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„Ich will das Leid in der Welt lin-
dern – und sei es nur ein klei-
nes Bisschen.“ Sabine Dorn war
in Afghanistan, dem Südsudan
und Syrien. Sie betreute ster-
benskranke Kinder, konnte sich
mehrere Tage nicht waschen.

TIM KUMMERT

Tübingen. Ganz am Schluss, nach
dem Interview, als der Laptop zuge-
klappt ist, sagt Sabine Dorn noch:
„Ob je eine Bombe neben mir einge-
schlagen ist? Nein, in Afghanistan
war das nicht der Fall.“ Und in Sy-
rien? „Dazu sage ich jetzt besser
nichts…“, murmelt sie. Dann ist das
Thema für sie vom Tisch, sie will
sich nicht mehr dazu äußern. Denn,
so die Krankenschwester aus Tübin-
gen, „Ärzte ohne Grenzen“ sei ja
keine politische Organisation: „Wir
versuchen, Neutralität gegenüber al-
len Parteien in allen Gebieten, in de-
nen wir im Einsatz sind, zu wahren.
Und ich glaube, das gelingt uns
auch ganz gut.“

Seit einem guten Jahr ist Dorn
nur noch wochenweise in Deutsch-
land, sie arbeitet vollständig für
„Ärzte ohne Grenzen“. Die 44-Jäh-
rige kündigte ihren Job in einem Tü-
binger Krankenhaus und begann, in
den verschiedensten Teilen der
Welt zu helfen. Dorn war schon
zwei Monate in Syrien, je sechs im
Südsudan und in Afghanistan. Zu-
dem hat sie mehrere Weiterbildun-
gen absolviert, einen Bachelor im
Gesundheitswesen gemacht.

Dorn arbeitet in einem großen
Team von Ärzten, Pflegern und wei-
teren Helfern. „In Afghanistan sind
aktuell 1111 internationale und na-
tionale Mitarbeiter aktiv“, sagt Lena
Langbein, Sprecherin von Ärzte
ohne Grenzen. Finanziert werden
die Helfer in den Krisengebieten
durch Spenden.

Wenn Dorn von den verschiede-
nen Ländern erzählt, geht es ihr um
die Menschen. Es wirkt ein biss-
chen so, als sei sie müde geworden,
nur über die vermeintlich dort vor-
herrschende Angst zu sprechen. Ihr
geht es darum, ein Mitgefühl für die
Menschen zu entwickeln. „Verständ-
nis für ihre Situation aufzubringen
– das ist die Hauptsache.“

Erst vor wenigen Wochen ist
Dorn aus Afghanistan zurückge-
kehrt. Sie ist wohl nur für kurze Zeit
in Deutschland – wann es für sie
wieder weitergeht, weiß sie nicht:
„Morgen kann bei mir das Telefon
klingeln und kurz darauf sitze ich
wieder im Flieger.“ Die Geschich-
ten, die sie im Einsatz erlebt hat, las-
sen sie nicht los. Wie der Elfjährige,
der in Kunduz nur kurz Kaugummis

auf dem Markt kaufen wollte – und
von einer Bombe stark verletzt
wurde. Oder die Zweijährige, die ei-
nen Durchschuss im Arm hatte.
Den Helfern blieb nur die Amputa-
tion. Dorn sagt: „Manchmal denke
ich, dass an den Kindern der Irrsinn
des Krieges am Plastischsten wird.“
Sie sagt das ohne einen patheti-
schen Unterton in der Stimme,
schaut ihrem Gegenüber fest in die
Augen. Man merkt ihr an, wie sehr
sie das Leid der Menschen, die den
Krieg in Afghanistan erleben, getrof-
fen haben muss.

Klassische medizinische Arbeit,
wie vorher in Deutschland, leistet
Sabine Dorn in den Auslandseinsät-
zen aber nicht: „Vor Ort wechseln
wir in der Regel keine Verbände, das
machen die örtlichen Kranken-

schwestern – in meinem Fall gerade
war es so, dass wir eher im Ausbil-
dungsbereich tätig waren.“ Sie be-
treut Führungskräfte und erklärt,
wie die Klinik-Organisation besser
laufen kann. In Afghanistan küm-
merte sie sich zusätzlich um 75 Bet-
ten im dortigen Krankenhaus.

In Afghanistan wohnte sie in ei-
nem Steinhaus, hatte sogar ein Ein-
zelzimmer für sich allein. In ande-
ren Einsatz-Gebieten gab es diesen
Luxus nicht. In Syrien teilte sie sich
mit sechs weiteren Mitarbeitern ein
Zimmer, im Südsudan lebten sie in
einer Lehmhütte.

Was motiviert einen Menschen,
sich in Krisen- und Kriegsgebiete zu
begeben? „Ich habe einen großen
Respekt und auch Demut vor den
Menschen, die dort leben, entwi-

ckelt. Es ist mein kleiner Beitrag ge-
gen die Ungerechtigkeit der Welt
vorzugehen, das spornt mich an“,
sagt Sabine Dorn. Sicherlich gehe es
ihr auch darum, dass die Arbeit ein-
fach Spaß mache.

Dass in Deutschland Demonstra-
tionen gegen die Zuwanderung von
syrischen Flüchtlingen stattfinden,
löst bei Dorn nur ein Gefühl aus:
Wut. Sie ist fassungslos, wenn sie
das sieht: „Offenbar fehlt manch-
mal so jegliches Verständnis für die
Situation der Flüchtlinge.“ Denn
dort – egal ob in Syrien oder Afgha-
nistan – sind die Lebensbedingun-
gen prekär. Dorn fragt mit einem La-
chen: „Über fehlenden Strom oder
kein fließendes Wasser müssen wir
wohl nicht reden, oder?“ Dort sei es
selbstverständlich, dass es auch
mal zwei Wochen Dosenbohnen
mit Reis zu Essen gibt, wenn es
nicht anders geht. Und es sei auch
nicht selten, sich mehrere Tage
nicht waschen zu können.

Mit einem Lächeln sagt Dorn:
„Aber wir arbeiten immer in Teams,
das sind alles Leute, die keine ,Jam-
merlappen’ sind. Sondern bereit
dazu, sich gegenseitig zu unterstüt-
zen und die sich trauen, an ihre
Grenzen zu gehen. Und wenn es
sein muss, auch darüber hinaus.“

Mit Moos und Elektro-Taxis ge-
gen Feinstaub: Stuttgart will an
vielen Stellschrauben drehen,
um die Luft sauberer zu bekom-
men. Wenn nach drei Jahren
keine Wirkung erzielt wird, dro-
hen Verbote.

Stuttgart. Die Stadt Stuttgart, das
Regierungspräsidium und das Land
wollen die Feinstaubbelastung in
Stuttgart mit einem Maßnahmenpa-
ket verringern. So sollen nicht nur
die Gesundheitsgefährdung der Bür-
ger verringert, sondern auch emp-
findliche Strafzahlungen infolge ei-
nes EU-Vertragsverletzungsverfah-
rens abgewendet werden, sagte Ver-
kehrsminister Winfried Hermann
(Grüne) in Stuttgart. Das gemein-
same Konzept soll in den kommen-
den Tagen dem Bund übersandt
werden.

Oberbürgermeister Fritz Kuhn
(Grüne) sagte mit Blick auf 64 (Vor-
jahr: 91) Tage, an denen 2014 die
Grenzwerte von 50 Mikrogramm
Feinstaub pro Kubikmeter Luft an
der Messstelle Neckartor überschrit-
ten wurden: „Stuttgart ist auf gutem
Wege, aber man kann nicht zufrie-
den sein.“ Erlaubt sind nur 35 Über-
schreitungstage.

Zum Kampf gegen die Mini-Parti-
kel, die Herzkreislauf- und Atem-
wegserkrankungen verursachen
können, gehört eine weitere deutli-
che Reduzierung des motorisierten
Verkehrs: Der Abrieb von Bremsen

und Reifen trägt mit 31 Prozent zur
Gesamtbelastung bei. „Hinter-
grundbelastung“ durch andere
Quellen wie Großfeuerungsanlagen
steuert 55 Prozent bei.

Die geplanten Metropol-Ex-
press-Züge sollen erheblich zum
Umstieg vom Auto auf die Schiene
beitragen und auch die Jobtickets
seien beliebt, erläuterte Kuhn. „An-
gebote, nicht Verbote“ stünden im
Vordergrund, so Hermann. Wenn
nach drei Jahren aber alle Appelle
ohne Erfolg blieben, müssten Vor-
schriften zum Zuge kommen,
warnte der Grünen-Politiker. Rat-
hauschef Kuhn schlug vor, Taxiun-
ternehmen zu unterstützen, die

Neufahrzeuge mit Elektro-Antrieb
kauften. Aufklärung über die Gefah-
ren von Feinstaub soll zudem den
Umstieg auf den öffentlichen Nah-
verkehr beschleunigen – auch im
Umland von Stuttgart.

Kuhn: „Über die Luft am Neckar-
tor in Stuttgart wird in Heilbronn
oder Reutlingen mitentschieden.“
Auch Besitzer von Kleinfeuerungs-
anlagen wie Kaminen, die etwa in
Stuttgarter Halbhöhenlagen für Ge-
mütlichkeit sorgten, sollten im
Ernstfall ihre Wärmequellen aus-
schalten. Man werde auch wissen-
schaftliche Erkenntnisse berück-
sichtigen, wie etwa die These, Moos
binde Feinstaub.  lsw

Sabine Dorn mit dem chirurgischer Leiter der Klinik in Afghanistan.  Foto: Privat

Feinstaub-Messstation am Stuttgarter Neckartor: Stadt und Land versuchen, die Be-
lastung zu senken – zunächst ohne Verbote. Foto: dpa

Norbert Zeller hat aus der Op-
position heraus für mehr so-
ziale Gerechtigkeit in den Schu-
len gekämpft. Nun geht der
SPD-Politiker in den Ruhestand.

Stuttgart. Ein Urgestein der Bil-
dungspolitik verabschiedet sich:
Norbert Zeller, Leiter der Stabsstelle
Gemeinschaftsschulen im Kultusmi-
nisterium, geht in den Ruhestand.
Der zuvor langjährige bildungspoli-
tische Sprecher der SPD-Fraktion
verlässt laut einer Mitteilung des Mi-
nisteriums von gestern auf eigenen
Wunsch das Ressort von Kultusmi-
nister Andreas Stoch (SPD). Zeller
hatte seit 2011 die Aufgabe, den Aus-
bau der neuen „Schule für alle“ vo-
ranzutreiben. Diese soll nach An-
sicht von Grün-Rot die Gerechtig-
keit im Schulwesen erhöhen.

Die von dem 64-Jährigen gelei-
tete, vorwiegend konzeptionell tä-
tige Stabsstelle „Gemeinschafts-
schule, Inklusion“ wird aufgelöst.
Die Zuständigkeit für Gemein-
schaftschulen erhält ein eigenstän-
diges Referat. Die Inklusion, also
die Integration behinderter Kinder
in die allgemeinen Schulen, bleibt
als eine Art Stabsstelle bestehen.
„Es ist insbesondere das Verdienst
von Norbert Zeller, dass sich die Ge-
meinschaftsschule als attraktive
Schulform in Baden-Württemberg
etabliert hat“, sagte Stoch. Auch die

geplante Schulgesetzänderung zur
Inklusion trage seine Handschrift.

Der aus Friedrichshafen stam-
mende Zeller studierte an den Päda-
gogischen Hochschulen Weingar-
ten und Reutlingen. Danach war er
an Schulen für Lernbehinderte in
Friedrichshafen und Kressbronn tä-

tig. Von 1988 bis 2011 gehörte Zeller
als Bildungsexperte dem Landtag
an und erwarb sich dabei auch den
Respekt der CDU.

Sein Ausscheiden aus dem Minis-
terium bedeute nicht, dass er der Po-
litik den Rücken kehre, sagte Zeller.
Er bleibe Fraktionschef des Kreis-
tags Bodensee sowie des Regional-
verbandes Bodensee/Oberschwa-
ben. „Ich werde mich weiterhin – ge-
fragt oder ungefragt – politisch äu-
ßern.“ Ansonsten werde er sich sei-
nen Hobbys widmen, dem Gärt-
nern und Segeln. Auch sein Famili-
enleben will der Vater und Großva-
ter intensiver genießen.  lsw

Die Prävention steht jetzt auf
dem Stundenplan: Besonders
ausgebildete Polizisten kom-
men in die Schulen und klären
auf über Gefahren aller Art.

HANS GEORG FRANK

Heilbronn. Der Polizeireform ist
eine Bereicherung des Schulunter-
richts zu verdanken. In den größer
gewordenen Präsidien ist die Prä-
vention nun „ganz oben“ angesie-
delt – „natürlich bei den Chefs“, er-
klärte Innenminister Reinhold Gall
(SPD) gestern in Heilbronn. Da-
durch können Schulen aller Typen
erstmals ein flächendeckendes An-
gebot abrufen. Mit dieser Arbeit,
glaubt Gall, lasse sich „Kriminalität
verhindern“.

Mit seinem Kabinettskollegen An-
dreas Stoch (SPD), Chef des Kultus-
ressorts, unterzeichnete Gall eine
Vereinbarung, die den Einsatz der ei-
gens geschulten Spezialisten aus
den zwölf Polizeipräsidien im Unter-
richt regelt. Für sie gebe es ein eigen-
ständiges Referat. Dadurch soll eine
bestehende Kooperation durch die
„Vernetzung vor Ort“ verstärkt wer-
den. Das Abkommen basiert auf
dem Konzept „stark.stärker.WIR.“,
das nach dem Amoklauf von Win-
nenden (2009) entwickelt worden
ist. Prävention wird nun als „Leitper-
spektive“ in die Bildungspläne auf-
genommen.

Schwerpunkte sind Vorbeugung
gegen Gewalt, Mediengefahren,
Drogen und Unfälle. Die Polizisten
informieren Schüler im Unterricht,
für Lehrer und Eltern bieten sie spe-
zielle Veranstaltungen an. Die
Schule als „ein Ort des Miteinan-

ders“ könne dadurch entscheidend
dazu beitragen, „dass Kinder und Ju-
gendliche starke Persönlichkeiten
werden“, erklärte der Kultusminis-
ter. In guter Präventionsarbeit sieht
Stoch „einen Schlüssel zur Vermei-
dung von Gewalt“, was nicht nur in
diesen Tagen „ein besonders wichti-
ges Thema“ sei.

Für diese Form der Vorbeugung
stehen bei der Polizei fast 390 Be-
amte bereit, sagte Gall. Diese wür-
den unterstützt durch rund 1000 Ju-
gendsachbearbeiter. Die Zusam-
menarbeit mit den Schulen habe
sich bereits im Verkehrsbereich
„vorbildlich entwickelt“, betonte
der Minister. Er verwies dabei auf
eine Statistik, wonach in keinem an-
deren Bundesland so wenige Kin-
der auf dem Schulweg verunglü-
cken wie in Baden-Württemberg.

Steter Förderer der
Gemeinschaftsschule
SPD-Bildungspolitiker Zeller geht in Ruhestand

SPD-Bildungs-
politiker Nor-
bert Zeller ver-
abschiedet
sich in den
Ruhestand.
Foto: dpa

Nobelpreisträger „Ärzte
ohne Grenzen“ ist eine
nicht-staatliche, unabhän-
gige Organisation, die medi-
zinische Hilfe in Krisenge-
bieten leistet. 1999 erhielt
die Organisation den Frie-
densnobelpreis. Sie ist in

über 60 Ländern aktiv und
hat ihren Sitz in Genf. Die
deutschen Mitarbeiter wer-
den zumeist von der Zen-
trale in Berlin betreut.

Mitarbeiter Für „Ärzte
ohne Grenzen“ arbeiten un-

ter anderem Ärzte, Pflege-
kräfte, Psychologen, Heb-
ammen und Logistiker. Im
Jahr 2013 waren insgesamt
6199 internationale und
29 910 lokale Mitarbeiter
von „Ärzte ohne Grenzen“
im Einsatz.  tik

Kampf dem Stuttgarter Feinstaub
Maßnahmenpaket erarbeitet – Vor allem den Autoverkehr im Blick

Vier Meter tief gestürzt
Leimen. Ein 58 Jahre alter Mann ist
gestern von einem Baugerüst vier Me-
ter in die Tiefe gestürzt und schwer
verletzt worden. Laut Polizei hatte
der Arbeiter auf einem Gerüst einen
Drehofens des Zementwerks in Lei-
men (Rhein-Neckar-Kreis) demon-
tiert. Aus unbekannten Gründen
stürzte er vom obersten Gerüstpla-
teau auf das nächste darunter. Die
Feuerwehr barg den Mann per Dreh-
leiter aus acht Metern Höhe. Er wurde
in eine Klinik gebracht.

Cannabis-Zucht im Keller
Reutlingen. Im Keller eines Familien-
vaters hat die Polizei in Reutlingen
eine Zuchtanlage mit 40 Cannabis-
Pflanzen entdeckt. Weil der Sohn des
52-Jährigen beim Kiffen auf dem
Schulhof erwischt worden war, hat-
ten die Beamten die Wohnung durch-
sucht. Dabei stießen sie auf die Plan-
tage im Keller, wie die Polizei gestern
mitteilte. Daneben konfiszierten die
Fahnder mit der Droge gefüllte Dosen
und 5700 Euro Bargeld.

Tablet entlarvt Dieb
Karlsruhe. Die Ortungstechnik eines
Tablet-Computers ist einem Dieb zum
Verhängnis geworden, der im Zug ei-
nen vergessenen Rucksack gestohlen
hat. Dessen 21-jähriger Besitzer be-
merkte nach dem Aussteigen im Karls-
ruher Hauptbahnhof, dass er seine
Habe liegen gelassen hatte. Als er zu-
rückeilte, war der Rucksack ver-
schwunden. Per Smartphone-App
konnte der Besitzer laut Polizei den
Standort des Tablets verfolgen und se-
hen, dass es auf der Bahnstrecke nach
Pforzheim unterwegs war. Die Or-
tung führte die Fahnder zu einem
49-Jährigen, der gleich geständig war.

Wand bricht zusammen
Kandern-Tannenkirch. Ein 35 Jahre
alter Arbeiter hat sich bei Abrissarbei-
ten an einem Haus in Kandern-Tan-
nenkirch (Kreis Lörrach) schwere Rü-
ckenverletzungen zugezogen. Wie
die Polizei mitteilte, stand er auf dem
Vorsprung einer Hauswand und
wollte diese ins Gebäudeinnere drü-
cken. Dabei fiel sie jedoch in die fal-
sche Richtung und auf den Mann, so
dass er rücklings drei Meter in die
Tiefe stürzte. Dabei verletzte er sich
schwer am Rücken.

Gegen Lkw geprallt
Pforzheim. Beim Zusammenstoß ei-
nes Kleintransporters mit einem Last-
wagen auf der A 8 ist am Montag ein
37-jähriger Mann ums Leben gekom-
men. Sein Transporter prallte zwi-
schen den Anschlussstellen Pforz-
heim-West und -Nord an einem Stau-
ende ungebremst gegen den Lastwa-
gen. Vermutlich sei der Mann aus Ba-
den-Baden zu schnell unterwegs ge-
wesen. Die Autobahn war in Richtung
Stuttgart über eine Stunde gesperrt.

Stuttgart. Drei Schulen in Baden-
Württemberg sind für ihre herausra-
genden Denkmalschutz-Projekte ge-
ehrt worden. Sie hätten sich mit ih-
ren Projekten im Rahmen der Ak-
tion „Denkmalschutz und Schule“
in besonderer Weise engagiert,
sagte Staatssekretärin Marion von
Wartenberg vom Kultusministe-
rium am gestrigen Montag in Stutt-
gart.

Bei dem Projekt der Hölderlin-
Grundschule und der Kaywald-
schule für körperlich und geistig Be-
hinderte in Lauffen am Neckar
(Landkreis Heilbronn) machten die
Schüler die Sanierungsarbeiten an
der evangelischen Regiswindiskir-
che zu ihrem gemeinsamen Thema.
Sie erhielten im Rahmen des Projek-
tes viele Einblicke in die Arbeit von
Steinmetzen und starteten zudem
eine eigene Spendensammelaktion
zugunsten der Sanierung der Kir-
che.

Am Projekt der Grundschule
Wiechs im Landkreis Lörrach war
die gesamte Schule beteiligt. Die
Schüler setzten sich mit sieben Kul-
turdenkmalen im Heimatort ausei-
nander. Die Projektergebnisse wur-
den unter anderem bei einer „Tour
de Wiechs“ den Schülern der franzö-
sischen Partnerschule aus Ferrette
präsentiert.

Seit fünf Jahren können Grund-
schüler in Baden-Württemberg im
Rahmen der Aktion Denkmale er-
kunden. Insgesamt 1600 Schüler be-
teiligten sich demnach bisher an
der Aktion. lsw

Das Leid der Welt lindern
Tübinger Krankenschwester ist seit einem Jahr in Krisengebieten im Einsatz
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